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Ja, das Coronavirus (oder COVID-19) dominiert auch die 
Politik. Aber in dieser schwierigen Zeit zeigt sich, dass wir 
besonnen, entschlossen und im ständigen Austausch mit 
der Bevölkerung gut regieren können. Die Folgen der Co-
rona-Pandemie für Unternehmen und Beschäftigte sind 
momentan nur schwer absehbar. Ich habe bereits mit 
zahlreichen Unternehmern aus Köln und ganz Deutsch-
land gesprochen, um ihre praktischen Probleme mit in 
den parlamentarischen Betrieb zu nehmen und Lösun-
gen zu finden. Der Koalitionsausschuss hat erste konkre-
te Beschlüsse gefasst, die wir am Freitag als Gesetz verab-
schiedet haben. Dazu gehören u.a. ein flexiblerer Zugang 
zum Kurzarbeitergeld, kurzfristig wirksame steuerliche 
Erleichterungen für Unternehmen und dauerhaft höhere 
öffentliche Investitionen in den Wohnungsbau und Digi-
talisierungs- und Verkehrsprojekte. Weiterhin wollen wir 
insbesondere Erleichterungen für klein- und mittelstän-
dische Unternehmen erwirken. Klar ist aber, dass diese 
Schritte nur der Anfang sind, um die wirtschaftlichen Fol-
gen der Corona-Krise abzufangen. Die Bundesregierung 
hat bereits angekündigt, JEDE Maßnahme zu ergreifen, 
die nötig sein wird. Für uns alle gilt es nun, uns selbst zu 
hinterfragen, z.B. nur notwendige Gänge in die Öffent-
lichkeit zu unternehmen, kein unnötiges Risiko einzuge-
hen. Man hört an einigen Stellen, beispielsweise die Ab-
sage von Veranstaltungen sei übertrieben. Das ist sie mit-
nichten. In unserem Querblick erklären wir, warum es 
jetzt wichtig ist, die Verbreitung des Virus zu verlangsa-
men. Gänzlich stoppen lässt er sich nicht. Besonnen, aber 
dennoch entschlossen handelt die Bundesregierung, um 
die Verletzlichsten unter uns, die alten und kranken Mit-

glieder unserer Gesellschaft, zu schützen. 
Es geht nun darum, die Ausbreitung des Coronavirus 

zu verlangsamen. Wir müssen Zeit gewinnen, um das Ge-
sundheitssystem nicht zu überlasten. Damit schützen 
wir Ältere und Menschen mit Vorerkrankungen. Wie es 
bereits die Bundeskanzlerin, der Bundesgesundheitsmi-
nister Spahn oder auch Armin Laschet getan haben: Ich 
möchte allen danken, die durch ihren Einsatz gegen das 
Virus sehr hart belastet sind. Ihnen muss unsere Unter-
stützung gelten. Deswegen ist der Beitrag jedes Einzelnen 
nun wichtig. Wenn wir auf ein Stück Alltag verzichten, 
können wir andere so gut wie möglich schützen.

Wir haben in der vergangenen Woche trotzdem wichti-
ge Gesetze wie das zur Bekämpfung des Rechtsextremis-
mus und der Hasskriminalität debattiert (mehr dazu 
hier). Wir haben die Bundeswehreinsätze in Darfur und 
im Südsudan verlängert, der Anti-IS Einsatz wurde ange-
passt. Das Kabinett hat kluge Maßnahmen beschlossen, 
um Griechenland beizustehen. Sowohl die furchtbaren 
Zustände in den Flüchtlingslagern auf Lesbos als auch die 
kritische Situation an der türkisch-griechischen Grenze 
müssen beendet werden. Dennoch gilt, Freizügigkeit im 
Inneren gibt es nur mit sicheren Außengrenzen. Ich kann 
für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sprechen: Wir wer-
den weiterhin so agieren, dass wir mit der Situation ver-
antwortungsvoll, fair und entschlossen umgehen wer-
den. Es gilt, Solidität für unser Land zu schaffen. Auch in 
einer Krise wie zurzeit heißt es, das Land zu gestalten. 
Hierfür stehen wir ein, dafür schließen wir die Reihen. 

Ihr

Liebe Leserinnen und Leser, liebe Freunde!

     PROF. DR. HERIBERT HIRTE, MdB
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https://www.cducsu.de/themen/innen-recht-sport-und-ehrenamt/bundestag-debattiert-zu-hasskriminalitaet
https://www.cducsu.de/themen/innen-recht-sport-und-ehrenamt/bundestag-debattiert-zu-hasskriminalitaet


zum Suizid hin zu einem Dienst-
leistungsangebot der gesundheit-
lichen Versorgung entwickelt. Für 
die Abgeordneten war die Korrek-
tur dort erforderlich, wo ge-
schäftsmäßige Angebote die Sui-
zidhilfe als normale Behandlungs-
option erscheinen lassen und 
Menschen dazu verleiten können, 
sich das Leben zu nehmen. Über 
alle Fraktionen hinweg sahen die 
Abgeordneten eine drohende „ge-
sellschaftliche Normalisierung“, 
einen „Gewöhnungseffekt an sol-
che organisierten Formen des as-
sistierten Suizids“. Und schrieben 
in dem Gesetzentwurf 2015: „Ins-
besondere alte und/oder kranke 
Menschen können sich dadurch 
zu einem assistierten Suizid ver-
leiten lassen oder gar direkt oder 
indirekt gedrängt fühlen.“ Dieser 
Gesetzentwurf erhielt schon im 
ersten Wahlgang die absolute 
Mehrheit im Parlament. Auch 
Bundeskanzlerin Merkel hatte 
sich öffentlich für diesen Gesetz-
entwurf ausgesprochen. Auf der 
Bundestagung des Evangelischen 

Arbeitskreises der CDU im Som-
mer 2015 sagte sie: „Wir wün-
schen uns allen, dass wir ein Le-
ben ohne Leid und Schmerzen ha-
ben, aber wir dürfen ja nicht, [...]

Fortsetzung auf Seite 3

„Wer in der Absicht, 

die Selbsttötung eines 

anderen zu fördern, 

diesem hierzu 

geschäftsmäßig die 

Gelegenheit gewährt, 

verschafft oder 

vermittelt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu 

drei Jahren bestraft.“ 

Seit rund vier Jahren leitet dieser 
Absatz den Paragrafen 217 im 
Strafgesetzbuch (StGB) ein; seit 
rund vier Wochen hat er seine 
Gültigkeit verloren. Was Heribert 
Hirte und die Bundestagsabgeord-
neten im Jahr 2015 gemeinsam in 
einem außerordentlich intensi-
ven und fraktionsübergreifenden 
Gesetzgebungsprozess ausgehan-
delt hatten, wurde am Aschermitt-
woch durch das Bundesverfas-
sungsgericht für nichtig erklärt, 
weil es gegen das Recht auf ein 
selbstbestimmtes Sterben versto-
ße. Das Urteil ist ein tiefgreifender 
Einschnitt, weil die geschäftsmä-
ßige Beihilfe zur Selbsttötung so-
mit keine Straftat mehr sein darf. 
Zwar dürfe der Gesetzgeber regu-
lierend das Strafrecht einsetzen, 
aber dort, wo die freie Entschei-
dung unmöglich gemacht werde, 
ende dieses Recht, sagte Gerichts-
präsident Andreas Voßkuhle zur 
Begründung. 

Das Grundgesetz schützt in Ar-
tikel 2 das Recht jedes Menschen 
auf „die freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit“, was nach Ansicht 
der Richter das Recht einschließt, 
frei über den Zeitpunkt des eige-
nen Todes zu bestimmen. So führt 
das BVerfG in seiner Urteilsbe-
gründung aus: „Dieses Recht be-

steht in jeder Phase menschlicher 
Existenz. Die Entscheidung des 
Einzelnen, dem eigenen Leben 
entsprechend seinem Verständnis 
von Lebensqualität und Sinnhaf-
tigkeit der eigenen Existenz ein 
Ende zu setzen, ist im Ausgangs-
punkt als Akt autonomer Selbstbe-
stimmung von Staat und Gesell-
schaft zu respektieren.“ Mehrere 
Quellen berichteten, wie nach die-
ser Urteilsverkündung im dicht 
besetzten Sitzungssaal in Karlsru-
he Applaus aufgebrandet sei. „Ein 
äußerst seltener und vor allem 
höchst befremdlicher Vorgang“, 
wie Heribert Hirte anmerkt, der 
das Urteil bedauert. 

Einige der Befürworter des Ur-
teils meinten jedoch, dass es bei 
der Ärzteschaft zu einem Umden-
ken führe, Sterbewillige bei die-
sem letzten Gang zu helfen. Dabei 
ist es so, dass die Mediziner und 
Sterbebegleiter diesem Wunsch 
längst nachgekommen sind, auch 
ohne für die Verabreichung tödli-
cher Medikamente bezahlt wor-
den zu sein. Nun „ist die Tür zur 

geschäftsmäßigen Sterbehilfe 
wieder offen“, schrieb Heribert 
Hirtes Fraktionskollege Ansgar 
Heveling in einer ersten kriti-
schen Reaktion auf Facebook. Für 
jeden, in jedem Lebensalter, aus 
jedem Anlass und zu jeder Zeit. 

Ziel des §217 StGB war es zu 
verhindern, dass sich die Beihilfe 

Der Tod ist wieder im Geschäft
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NAHBLICK

Das Thema

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts, den Paragrafen 217 im StGB als verfassungswidrig anzusehen, 
muss der Bundestag eine neue Regelung erst erarbeiten. Auch die alternativen Gesetzesentwürfe aus 2015 sind 
nach dem BVerfG ebenfalls verfassungswidrig. 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/053/1805373.pdf)
https://www.facebook.com/aheveling/posts/1513631342147706
https://www.facebook.com/aheveling/posts/1513631342147706


Nahblick 	
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Fortsetzung von Seite 2

weil dies unser gemeinsamer 
Wunsch ist, der Versuchung erlie-
gen, Leid und Schmerzen aus dem 
öffentlichen Leben verbannen,“ 
und stellt schließlich fest: „Es darf 
mit dem Tod und dem Sterben 
kein Geschäft gemacht werden, 
das ist das Credo.“ 

Mit Blick auf das Grundrecht 
auf Leben wollte man dem mit 
den Mitteln des Strafrechts entge-
genwirken. Ausdrücklich nicht 
kriminalisiert wurde die Suizid-
hilfe, die im Einzelfall in einer 
schwierigen Konfliktsituation ge-
währt wird. Ebenso klammerte 
der Gesetzentwurf Angehörige 
„oder andere dem Suizidwilligen 
nahestehende Personen“ von der 
Strafbarkeit aus, was sich auch in 
Absatz 2 des §217 widerspiegelte: 
„Als Teilnehmer bleibt straffrei, 
wer selbst nicht geschäftsmäßig 
handelt und entweder Angehöri-
ger des in Absatz 1 genannten an-
deren ist oder diesem nahesteht.“

Das Bundesverfassungsgericht 
hat diesen gesamten Paragrafen 
für nichtig erklärt, und diese Ent-
scheidung ist zu respektieren. 
Nun liegt die Verantwortung aller-
dings erneut beim Gesetzgeber 
(und damit auch bei den Abgeord-

neten), zu überlegen wie Sterbe-
hilfe in Zukunft anders geregelt 
werden muss. 

Die Hoffnung, auf die anderen, 
ebenfalls 2015 im Bundestag dis-
kutierten Gesetzentwürfe zurück-
greifen zu können, hat das BVerfG 
bereits zerstört. Auch diese sind 
nach dem aktuellen Urteil verfas-
sungswidrig. Erste Vorschläge zu 
einem neuen Sterbehilfegesetz 
kursieren bereits. So sei beispiels-
weise eine „umfassende Bera-
tung“ Suizidwilliger nötig, ähn-
lich wie dies schon bei Frauen ge-
schieht, die eine Abtreibung 
vornehmen wollen. Das halten 
auch die Richter des Bundesver-
fassungsgerichts für zwingend 
notwendig, weil der Todeswunsch 
wechselhafter Natur seien könne. 
Was zeigt, wie beeinflussbar ein 
Mensch in einer solchen Notlage 
sein kann.

Nach Einschätzung von Prof. 
Dr. Steffen Augsberg von der Jus-
tus-Liebig-Universität in Gießen 
sei die Aufgabe, in dieser Frage-
stellung zu einer verfassungskon-
formen Gesetzgebung zu kom-
men, durch das BVerfG selbst 
schlicht unlösbar gemacht wor-
den. Er kritisiert: „Konsequenter-
weise hätte das Urteil eine ‚flä-
chendeckende Grundversorgung‘ 

mit Suizidassistenz einfordern 
müssen. Stattdessen endet es mit 
der genannten, der zuvor bemüh-
ten Begründungsstrategie zuwi-
derlaufenden Aussage, eine ‚Ver-
pflichtung zur Suizidhilfe‘ dürfe 
es nicht geben.“ Dass im Bundes-
tag zwei Jahre lang intensiv um 
die beste Lösung gerungen wurde, 
um auf der einen Seite die Auto-
nomie und auf der anderen Seite 
das Leben zu schützen, würdigte 
das Bundesverfassungsgericht 
mit diesem einschneidenden Ur-
teil kaum. Dies bemängelte Heri-
bert Hirte auch öffentlich in ei-
nem Tweet. Und so bleibt nur zu 
hoffen, dass diese Entscheidung 
der Richter nicht eines Tages dazu 
führt, dass die geschäftsmäßige 
Suizidhilfe von unserer Gesell-
schaft als normales Behandlungs-
angebot wahrgenommen wird. 
Denn für Heribert Hirte und viele 
seiner Abgeordnetenkollegen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
steht fest, dass die Verfassung den 
lebenden Menschen schützt. Hei-
lung, Leidminderung und die hel-
fende Begleitung von Menschen 
in lebensbedrohlichen Situatio-
nen sind für ihn Ausdruck von 
Humanität, Solidarität und der im 
christlichen Glauben begründeten 
Nächstenliebe.

Querblick 

„Flatten the curve“

Egal, ob Bundeskanzlerin Angela Merkel, Gesund-
heitsminister Jens Spahn oder unser Mi¬nister-
präsident in Nordrhein-Westfalen, Armin Laschet, 
alle sprechen davon, angesichts der Pandemiege-
fahr des Coronavirus die „Kurve“ flach zu halten. 
Was bedeutet das? In Deutschland verbreitet sich 
der Virus mit derselben Dynamik wie bspw. in Itali-
en oder Südkorea. Nur konnten wir, sozusagen, den 
Startschuss verzögern. Das gelang uns durch Maß-
nahmen wie die konsequente Quarantäne aller aus 
Wuhan bzw. aus der Region Hubei eintreffenden 
Personen. Nun aber verbreitet sich der Virus in un-
serem Land. Unser Gesundheitssystem muss sich 
nun den intensiven Fällen widmen können, daher 
ist die erste Priorität, dieses nicht zu überfordern. 
Daher muss die Dynamik, mit der sich Menschen 
am Coronavirus anstecken, unbedingt verlangsamt 
werden. Diese Grafik erklärt Ihnen dieses Ziel. 
Den Hintergrund dieser Erkenntnis lesen Sie hier in 
einem Artikel der Süddeutschen Zeitung. 

https://twitter.com/HHirte/status/1234385606144413704
https://twitter.com/HHirte/status/1234385606144413704
https://projekte.sueddeutsche.de/artikel/wissen/coronavirus-die-wucht-der-grossen-zahl-e575082/
https://projekte.sueddeutsche.de/artikel/wissen/coronavirus-die-wucht-der-grossen-zahl-e575082/
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Kurz informiert

Brief an neuen Vorsitzenden der 
Deutschen Bischofskonferenz

Die Deutsche Bischofskonferenz 
hat einen neuen Vorsitzenden ge-
wählt. Der Limburger Bischof Ge-
org Bätzing folgt auf Reinhard 
Marx, der diesen Posten vor allem 
aus Altersgründen abgegeben hat-
te. In seinen ersten öffentlichen 
Äußerungen verdeutlichte Bät-
zing, den deutschen Bistümern 
wieder mehr Gewicht in der öf-
fentlichen Diskussion geben zu 
wollen: „Wir müssen so stark, wie 
wir es bisher auch immer getan 
haben, gegen Rassismus und Het-
ze in unserem Land aufstehen“, 
sagte er in Mainz. „Wir müssen das 
gemeinsam tun, mit allen konst-
ruktiven Kräften.“ Als Vorsitzen-
der des Stephanuskreises gratu-
lierte Heribert Hirte Bätzing in ei-
nem Brief zu seiner Wahl. Bätzing 
betonte auch den Stellenwert der 
Religionsfreiheit, den es weltweit 
zu wahren gelte. Hirte lud daher 
Bätzing zu einem Gespräch ein, um 
gemeinsam Konzepte zu entwi-
ckeln. 

Europäischer Rat zu Idlib

Am Rande des Europäischen Rates 
befassten sich die Staats- und Re-
gierungschefs auf deutsch-franzö-
sische Initiative mit der Lage in Id-
lib (Syrien). In einer Erklärung rie-
fen sie zu einem Waffenstillstand 

sowie dazu auf, dass alle Akteure 
ihre Verpflichtungen aus interna-
tionalem Recht und humanitärem 
Völkerrecht erfüllen.

Absage Stephanuskreis

Auch der Stephanuskreis trifft 
aufgrund seiner internationalen 
Gäste Vorsichtsmaßnahmen we-
gen des Coronavirus. In der ersten 
Sitzungswoche im März war ge-
plant, mit Ali Mashaima und 
Saeed Al-Sehbani zwei politische 
Aktivisten aus Bahrain zu begrü-
ßen. Vordergründig ist Bahrain ein 
prosperierendes Land. Vor allem 
Öl und Gas schaffen einen mode-
raten Wohlstand. Doch hinter 
dem Vorhang wirtschaftlichen 
Wachstums finden sich zahlrei-
che Verstöße gegen die Menschen-
rechte. Die Konfliktlinie in der Ge-
sellschaft verläuft altbekannt: 
zwischen Schiiten und Sunniten. 
Ali Mushaima ist der Sohn von 
Hasan Mushaima, einem der füh-
renden Köpfe der schiitischen 
Mehrheit im Land, die aber im Par-
lament in der Minderheit ist. Das 
Königshaus besetzt eine sunniti-
sche Familie. Der Stephanuskreis 
versucht, die Sitzung nachzuho-
len. Gleiches gilt für den Besuch 
von Bischoff Cesar Essayan. Der 
Libanon hatte leider kurzfristig 
ein Reiseverbot aufgrund der ge-
sundheitspolitischen Lage ver-
hängt. Erwartet war ein spannen-
des Gespräch über gesellschaftli-
che Konflikte in einem Land mit 
18 verschiedenen Religionsge-

meinschaften, welches  im Schat-
ten der Hisbollah und korrupter 
Eliten immer mehr seine etablier-
te, religiöse Toleranz verliert. 

Expertengespräch zum Thema 
„Religiöse Konversion im 
Integrationsprozess“

In der Konrad-Adenauer-Stiftung 
hat Heribert Hirte über das schwie-
rige Thema Konversion im Asyl-
prozess debattiert. Das Thema be-
gleitet Heribert Hirte im Stepha-
nuskreis bereits seit 2014, und er 
hat darüber unter anderem für das 
Jahrbuch zur Religionsfreiheit 
2019 ein Geleitwort geschrieben. 
Nach den einleitenden Worten 
von Hermann Gröhe, der in der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für 
den Kontakt zu den Religionsge-
meinschaften zuständig ist, dach-
te Hirte im Rahmen der Veranstal-
tung gemeinsam mit dem Verwal-
tungsrichter Benjamin Karras, 
dem Beauftragten der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland bei 
der Bundesregierung und der Eu-
ropäischen Union, Martin Dutz-
mann, sowie mit Kerstin Düsch, 
u.a. zuständig für das Thema Auf-
enthalts- und Flüchtlingspolitik 
beim Kommissariat der Deut-
schen Bischöfe in Berlin, darüber 
nach, an welchen Stellen es mehr 
Wissen, andere Strukturen und 
Empathie für diese komplexe Fra-
gestellung braucht. Ausführlich 
hat die Problematik Benjamin 
Karras in einem Beitrag für die 
KAS niedergeschrieben. 

Keine Besuchergruppen im 
Deutschen Bundestag

Der Deutsche Bundestag hat so-
wohl den Besuch der Kuppel als 
auch den Zutritt für Besucher-
gruppen in allen Liegenschaften 
vorläufig bis Ende April untersagt. 
Das Team Hirte tritt rechtzeitig 
mit allen betroffenen Besucher-
gruppen in Kontakt, um mögliche 
Absagen frühzeitig abzusprechen. 
Alle Teilnehmer der Reisen, von 
denen heute noch nicht abzuse-
hen ist, ob sie stattfinden können, 
werden durch unser Büro so früh 
wie möglich über alle möglichen 
Optionen informiert. Für Rückfra-
gen steht Ihnen Johannes Schmitz 

Heribert Hirte in der Diskussion um das Thema „Konversion im Asylprozess“ in der Konrad-Adenauer-Stiftung. 

https://iirf.eu/site/assets/files/116561/jb_rf_2019_online.pdf
https://iirf.eu/site/assets/files/116561/jb_rf_2019_online.pdf
https://www.kas.de/de/analysen-und-argumente/detail/-/content/religioese-konversionen-im-asylprozess?fbclid=IwAR2vH_p8EQWpEAgI-gPFGbv9lMOnhVe61f-AbLBZKfN6GMVE6i91GLbkdCg 
https://www.kas.de/de/analysen-und-argumente/detail/-/content/religioese-konversionen-im-asylprozess?fbclid=IwAR2vH_p8EQWpEAgI-gPFGbv9lMOnhVe61f-AbLBZKfN6GMVE6i91GLbkdCg 
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Augenblick

Foto der Woche

Einen Überblick über die neuen 
Aufgaben von Heribert Hirte als 
kommisarischem Vorsitzendern 
des Ausschusses für Recht und 
Verbraucherschutz im Deutschen 
Bundestag gibt das JUVE Magazin. 
Natürlich gab Hirte auch einen 
Einblick, welche Themen es anzu-
packen gilt bis zum Ende der Le-
gislaturperiode: Reform der Un-
ternehmenssanktionen, ein neu-
es Personengesellschaftsrecht, die 
Reform des Insolvenzrechts und 
die Einführung eines Lobbyregis-
ters.

Rundblick

Heribert Hirte nahm mit anderen Mitgliedern des Deutschen Bundestages, Vertretern religiöser Gemeinden und 
NGOs am diesjährigen Dialog- und Exposureprogramm in Kenia teil. Einen ausführlicheren Bericht hierzu liefert 
Hirte in einem der nächsten Newsletter noch nach. Die Deutsche Bischofkonferenz gab anlässlich der Reise eine Pres-
semitteilung heraus, das Domradio berichtete über die Reise und führte ein Interview mit dem Erzbischof Ludwig 
Schick. 

Kontakt
Prof. Dr. Heribert Hirte, MdB 
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel.: 030 / 227 77830
Fax: 030 / 227 76830

Bürgerbüro:
Aachener Straße 227
50931 Köln
Tel.: 0221 / 589 86 762
Fax: 0221 / 589 86 765

E-Mail: heribert.hirte@bundestag.de
Facebook.de/HHirte @HHirte www.heribert-hirte.de

Sie wollen den Newsletter nicht mehr erhalten? Teilen Sie uns dies gerne mit und wir 
löschen Ihre Daten umgehend aus dem Verteiler. Selbstverständlich behandeln wir 
Ihre Daten stets vertraulich und geben sie nicht an Dritte weiter.

Die Termine

Aufgrund der Corona-Pandemie werden zahlreiche Termine derzeit abgesagt oder stehen unter Vorbehalt.

Montag, 23.3.2020
Fachgespräch zum aktuellen Bericht über die Erfahrungen mit der Präimplantationsdiagnostik (PID) im Deut-
schen Bundestag

Ausblick				  

https://www.dbk.de/nc/presse/aktuelles/meldung/exposure-und-dialogprogramm-in-kenia-zum-einsatz-von-religionen-fuer-frieden-sicherheit-und-entwick/detail/
https://www.dbk.de/nc/presse/aktuelles/meldung/exposure-und-dialogprogramm-in-kenia-zum-einsatz-von-religionen-fuer-frieden-sicherheit-und-entwick/detail/
https://www.domradio.de/themen/weltkirche/2020-02-27/erkenntnisse-nach-besuch-im-slum-erzbischof-schick-wirbt-fuer-interreligioesen-dialog

